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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Tiefenbach am 20. Februar 
2025 in Tiefenbach. 
 
Der Vorsitzende, 1. Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet und 

stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Bau- und Umweltausschuss fest. 

Einwände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind bei der Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  
 1. Bürgermeister Christian Fürst  
 Anna-Lena Fürst, CSU   
 Josef Sattler, CSU  
 Richard Roßgoderer, CSU  
 Manfred Bründl, Unsere Zukunft  
 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler  
 Josef Fehrer, FWG  
 Ewald Schmatz, Bündnis 90/Die Grünen  
 Alfred Gimpl, SPD  

 
 

 
1. Gewässer III. Ordnung – Ortsbesichtigung sowie Beratung über das Bauprogramm 2025. 
 
Zu diesem Tagesordnungspunkt ist Herr Klaus Sattler, Zweckverband Gewässer III. Ordnung, 
beigeladen. 
 
Die letztes Jahr durchgeführte Maßnahme Nr. 159 und die geplante Maßnahme Nr. 160 werden vor 
Ort besichtigt. 
 
In 2024 vom Zweckverband durchgeführte Maßnahmen mit abgerechneten Beträgen: 

- Bach in Ötzing zur Gaißa, bei Anwesen Seidl (Nr. 159)                  11.240,20 € 
- Aulinger Bach, bei Kläranlage/Einmündung in Gaißa (Nr. 161) 17.833,01 € 
- Baggermatratzen für Unterhaltung Haselbach                             150,00 € 
insgesamt 29.223,21 € 

 
Bausumme für 2025: 
Für das Jahr 2025 steht eine Bausumme in Höhe von insgesamt 18.920,94 € zur Verfügung. 
 
Der Betrag setzt sich wie folgt zusammen: 
Jahresbeitrag 2025:       14.895,00 € 
Staatl. Förderung (30% der zuwendungsfähigen Baukosten 2023):             4.025,94 € 
insgesamt        18.920,94 € 
 
Gemeldete Schäden/Ausstehende Maßnahmen: 
 

- Haselbach bei Haselmühle, Anwesen Stangl (Nr. 139) 
 Teilbereich in 2021 erledigt, Teilbereiche noch offen 

 
- Wiesengraben bei Fatting (Nr. 145) 



Unterhaltspflicht Stadt Passau aufgrund Wasserrechtsverfahren für GE Jägerholz bleibt 
abzuwarten 

 
- Rohrwiesbachl bei Haselbach (Nr. 150) 
 evtl. Umgestaltung über naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme  
 
- Straßendurchlässe bei Recyclinghof (Nr. 151) 

Verrohrungen müssen neu gemacht werden – evtl. zusammen mit Straßenbau 
 
- Wiesengraben zum Boderdinger Bach (Nr. 157) 
 Wasserrechtsverfahren wurde in Auftrag gegeben – Ergebnis bleibt abzuwarten 
 
- Bach von Wilmerting Richtung Gaißa – oberer Teil – bei Anwesen Steindl, Hirzing (Nr. 158)  

Bereich: ca. 35 m von der Fernwasserstation in Richtung Norden; starke Ausschwemmungen, 
Bachbett muss wieder angehoben werden, Biberschäden. Ein Teilbereich des Bachlaufs wurde 
bereits 2012 durch den Zweckverband Gewässer III. Ordnung unterhalten (unter Beteiligung 
WBW wegen Schäden an Fernwasserleitung). 

 
- Bach von Wilmerting zur Gaißa – unterer Teil (Nr. 160) 

Im Bereich der Flur-Nrn. 1871 u. 1872, Gemarkung Haselbach starke Schäden durch Starkregen. 
Fichten müssen entfernt und Bachbett saniert und angehoben werden 

 
Gemäß Beschluss des Bau- und Umweltausschuss vom 22.02.2024 wurde die Maßnahme Nr. 160 für 
das Jahr 2024 und die Maßnahme Nr. 158 für das Jahr 2025 zur Ausführung durch den Zweckverband 
vorgesehen. 
 

Beschluss 1: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss beschließt, die Maßnahme Nr. 160 an den Zweckverband zur 
Erhaltung von Gewässern III. Ordnung PA-FRG für das Bauprogramm 2025 zu melden.   
 

 Abstimmung:    5 : 4 
 
Für die gesamte Maßnahme Nr. 160 (von der Gaißa ca. 200 m in Richtung Hirzing) werden durch den 
Zweckverband Gewässer III. Ordnung Kosten in Höhe von ca. 30.000 € geschätzt, was die Bausumme 
für 2025 übersteigt. Da für die Maßnahme hohe Fixkosten für die Baustelleneinrichtung erforderlich 
sind, wäre es jedoch wirtschaftlicher, diese in einem Zug durchzuführen. 
 

Beschluss 2: 
 

Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, ob 10.000 € zusätzlich eingeplant werden sollen, um die 
die gesamte Maßnahme in einem Zug durchführen zu können. 
 

 Abstimmung:     5 : 4  
 
Haushalt 2025: 
 
Nachzahlung von 2024     6.637,55 € 
Jahresbeitrag Zweckverband 2025 26.811,00 € 
kleinere Maßnahmen Bauhof 2025   1.551,45 € 
insgesamt    35.000,00 € 
 
Haushalt 2026: 
 
vorauss. Nachzahlung für 2025  10.000,00 € 



 
Beschluss 3: 

 
Im Haushalt 2025 sind Haushaltsmittel in Höhe von 35.000 € einzuplanen. Im Haushalt 2026 ist eine 
Nachzahlung für 2025 von 10.000 € zusätzlich einzuplanen. 
 

 Abstimmung:     5 : 4   
 

 
2. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 23. Januar 2025. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss genehmigt die Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 23. Ja-
nuar 2025. 

Abstimmung:            9 : 0  
 

 
3. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung vom 23. Januar 2025. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss wird über den Vollzug der Beschlüsse des öffentlichen Teils der Sitzung 
vom 23. Januar 2025 informiert. 
 

 
4. Bauantrag von Schneider Gisela auf Änderung des Kellergeschosses (Tekturplan zur Errichtung 
eines Wohnhauses mit Einliegerwohnung) auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 3009/2, Gemarkung 
Kirchberg, Hindlbachstraße 5. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Abweichend von den genehmigten Plänen wird das Untergeschoss kleiner ausgeführt, der Kellerraum 
im Südwesten entfällt 
- Im Übrigen soll der Baukörper wie genehmigt im Jahr 2025 ausgeführt werden 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; unbeplanter Ortsbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 34 BauGB; die nähere Umgebung entspricht einem faktischen WA 
- Das Bauvorhaben fügt sich hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
überbaubaren Grundstücksflächen in die Eigenart der näheren Umgebung ein. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (nicht ausgebauter öffentl. Feld- und Waldweg Nr. 554) 
- Wasserversorgung: Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Abwasserentsorgung: Anschluss an öffentliche Kanalisation im Trennsystem 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

  Abstimmung:     9 : 0  
 



 
5. Bauantrag von Kühberger Patrick auf Umbau des best. Wohnhauses, Anbau eines Wintergartens 
und Anbau einer Garage mit Lagerraum auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 321/15, Gemarkung 
Haselbach, Hochstraße 18. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Umbau des bestehenden Wohnhauses (u. a. Umbau der innenliegenden Garage zu Zimmer) 
- Anbau einer Doppelgarage mit Pelletraum und Dachterrasse an das bestehende Wohnhaus (8,20 m 
x 5,98 m) 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet  
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- WA „Lohsiedlung“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Laut Antrag widerspricht das Vorhaben den planlichen Festsetzungen des Bebauungsplans 
hinsichtlich der Überschreitung der Baugrenzen und den textlichen Festsetzungen für Garagen und 
Nebengebäude. Der eingeschossige Garagenanbau soll in den Hang integriert werden und das 
Flachdach als Terrasse genutzt werden. Der Bebauungsplan sieht in Hanglage auch ausdrücklich 
Tiefgaragen mit begehbarer Terrasse vor. Da bisher ein Stellplatz im Hauptgebäude integriert war, 
wurden mit Deckblatt Nr. 45 keine Baugrenzen für ein separates Garagengebäude vorgesehen. Die 
bestehende Grundstückszufahrt könnte beibehalten werden. 
Die Abweichungen von den Festsetzungen des Bebauungsplans sind städtebaulich vertretbar. Die 
Grundzüge der Planung werden dadurch nicht berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie 
nachbarlicher Belange ist nicht ersichtlich.  
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Lohwaldstraße) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Abwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Kanalisation im Mischsystem 
 

Beschluss: 
 

Anfallendes Niederschlagswasser (z. B. von der Zufahrt oder der Terrasse) darf nicht auf 
Straßengrund oder in die Straßenentwässerung abgeleitet werden. 
 
Vor dem Einlaufen von Straßenoberflächenwasser in das Baugrundstück hat sich der Bauherr selbst 
zu schützen. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag sowie den beantragten Befreiungen das 
Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

  Abstimmung:       9 : 0   
 

 
6. Bauantrag von Ketzinger Robert auf Grundstücksteilung der Flur-Nr. 496/1, Gemarkung 
Tiefenbach, Hofer Straße 3, 3b. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
Grundstücksteilung und Umbau / brandschutztechnische Ertüchtigung im Bereich zwischen den beiden 
Hauptgebäuden 
 



Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; unbeplanter Ortsbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 34 BauGB; die nähere Umgebung entspricht einem faktischen WA 
- Das Bauvorhaben fügt sich hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
überbaubaren Grundstücksflächen in die Eigenart der näheren Umgebung ein. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Ortsstraße Nr. 55) 
Für die Errichtung der weiteren Zufahrt zur westl. Teilfläche (Hofer Straße 3b) wurde bereits ein 
Gestattungsvertrag mit der Gemeinde Tiefenbach geschlossen. 
- Wasserversorgung: best. Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Abwasserentsorgung: best. Anschluss an öffentliche Kanalisation im Mischsystem 
 

Beschluss: 
 
Die Zufahrt zur westlichen Teilfläche (Hofer Straße 3b) ist gemäß Gestattungsvertrag vom 
18.10.2024 ordnungsgemäß herzustellen. 
 
Die gemeinsame private Kanalanschlussleitung auf dem Grundstück ist ggf. zu Gunsten des jeweili-
gen Eigentümers der Teilfläche notariell zu sichern. Falls ein zweiter Kanal-Grundstücksanschluss er-
forderlich werden sollte, ist dieser auf Kosten des Bauherrn herzustellen. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  

 
  Abstimmung:     9 : 0  

 

 
7. Bauantrag von Schlosser Franz und Eva-Maria auf Neubau eines Bungalows mit Carport auf dem 
Grundstück mit der Flur-Nr. 309/14, Gemarkung Tiefenbach, Waldstraße 16. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Neubau Einfamilienhaus (EG, 13,87 m x 8,62 m, Satteldach 24°) und Carport (6,00 m x 6,00 m, 
Satteldach 24°) 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; unbeplanter Ortsbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 34 BauGB; die nähere Umgebung entspricht einem faktischen WA 
- Das Bauvorhaben fügt sich hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
überbaubaren Grundstücksflächen in die Eigenart der näheren Umgebung ein. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Ortsstraße Nr. 96) 
- Wasserversorgung: Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Schmutzwasserentsorgung: Anschluss an öffentliche Kanalisation im Mischsystem 



- Niederschlagswasserentsorgung: private Zisterne (6 m³) auf dem Baugrundstück, der Überlauf wird 
an den Mischwasserkanal angeschlossen 
 

Beschluss: 
 
Anfallendes Oberflächenwasser (z. B. von der Zufahrt) darf nicht auf Straßenflächen abgeleitet wer-
den. 
 
Die geplante neue Zufahrt ist auf Kosten des Antragstellers in Abstimmung mit dem Techn. Leiter 
der Gemeinde Tiefenbach ordnungsgemäß herzustellen. Insbesondere darf die Straßenentwässe-
rung nicht beeinträchtigt werden. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  

 
  Abstimmung:     9 : 0  

 

 
8. Bauantrag von Fenzel Claudia auf Nutzungsänderung einer landwirtschaftlichen Scheune mit 
baulicher Anpassung (Verschließen eines offenen Gebäudeecks) zur gelegentlichen 
Direktvermarktung bei überwiegender landwirtschaftlicher Nutzung auf dem Grundstück mit der 
Flur-Nr. 1390, Gemarkung Tiefenbach, Hafning 1. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Nutzungsänderung der bestehenden Scheune zu einer Verkaufsfläche im EG für gelegentliche 
Direktvermarktung 
- Schließen der Fassade des südlichen Anbaus und Einbau eines Lagers mit Kühlzelle 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- gliedernde, abschirmende, ortsrandgestaltende Freifläche; überörtlicher Grünzug 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; Außenbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
Das Vorhaben dient als Direktvermarktung dem bestehenden landwirtschaftlichen Betrieb. Öffentliche 
Belange stehen dem Vorhaben nicht entgegen.  
 
Eine Beeinträchtigung der in unmittelbarer Nähe befindlichen Hofkapelle (Baudenkmal D-2-75-151-11) 
ist nicht ersichtlich. 
 
Örtliche Bauvorschriften: 
Stellplätze: gemäß Stellplatzsatzung sind 3 Stellplätze nachzuweisen 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (GVStr Nr. 156) 
- Wasserversorgung: privater Brunnen 
- Schmutzwasserentsorgung: Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal 
- Niederschlagswasser: Versickerung auf dem Baugrundstück 
 

Beschluss: 
 

Für das Vorhaben sind 3 Pkw-Stellplätze nachzuweisen.  
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 



  Abstimmung:    9 : 0 
 

 
9. Bauantrag von Roßgoderer Christina und Robert auf Sanierung des Denkmals Wilmerting 21 als 
Wohnhaus für eine Familie auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 1856, Gemarkung Haselbach, 
Wilmerting 21 – Tektur Garage (vgl. BUA v. 22.02.2024) 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Änderung des Grundrisses der Garage: bisher rechteckig 8,12 m x 5,62 m, jetzt rautenförmig 6,64 m  
x 5,65 m, Satteldach 27° 
- Wärmepumpe im überdachten Bereich außerhalb des Garagengebäudes 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Dorfgebiet gemäß § 5 BauNVO 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; unbeplanter Ortsbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 34 BauGB; die nähere Umgebung entspricht einem faktischen MD 
- Das Bauvorhaben fügt sich hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
überbaubaren Grundstücksflächen in die Eigenart der näheren Umgebung ein. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Ortsstraße Nr. 207) 
- Wasserversorgung: Anschluss an öffentliche Wasserversorgung (Stadtwerke Passau) 
- Schmutzwasserentsorgung: Anschluss an öffentlichen Schmutzwasserkanal 
- Niederschlagswasser: ist eigenständig auf dem Baugrundstück zu entsorgen 
 

Beschluss: 
 
Anfallendes Niederschlagswasser ist auf dem Baugrundstück ordnungsgemäß zu entsorgen und darf 
nicht auf Nachbargrundstücke abgeleitet werden. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Tekturantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

  Abstimmung:     9 : 0  
 

 
10. Antrag von Dreiling Sergius und Natalya auf Bauvorbescheid für die Errichtung einer 
Dorfladenbox mit E-Bike-Ladestation auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 2815, Gemarkung 
Kirchberg, Passauer Straße. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Container 3,00 m x 5,00 m, Höhe 2,84 m 
- Verkauf ausschließlich handwerklich hergestellter saisonaler Produkte von kleinstrukturierten 
regionalen Betrieben 
- Bereitstellung einer kostenlosen Lademöglichkeit für Radfahrer auf dem Donauradweg 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Bachtal 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
-  nicht vorhanden; unbeplanter Ortsbereich  
 



Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- Vorhaben nach § 34 BauGB, die nähere Umgebung entspricht einem WA 
Das Bauvorhaben fügt sich hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
überbaubaren Grundstücksflächen in die Eigenart der näheren Umgebung ein. 
 
Örtliche Bauvorschriften:  
- gemäß Stellplatzsatzung sind mind. 2 Stellplätze erforderlich, die auf dem Baugrundstück 
nachgewiesen werden können 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (St2125) 
- Wasserversorgung: Anschluss an öffentliche Anlage (SWP), falls erforderlich 
- Schmutzwasserentsorgung: Anschluss an öffentlichen Schmutzwasserkanal, falls erforderlich 
- Niederschlagswasser: Versickerung auf dem Baugrundstück 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Antrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

  Abstimmung:    9 : 0  
 

 
11. Antrag von Kandlbinder Josef auf Bauvorbescheid für die Nutzungsänderung des bestehenden 
Austragshauses zu einem Einfamilienhaus (Entprivilegierung) auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 
245/1, Gemarkung Tiefenbach, Leithen 2. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Entprivilegierung des bestehenden Austragshauses 
- Das Gebäude wurde mit Bescheid des Landratsamtes Passau vom 04.09.1970 (Az. B717/70) 
baurechtlich genehmigt 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Fläche für die Landwirtschaft 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; Außenbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- Vorhaben nach § 35 Abs. 2 i. V. m. § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauGB 
Öffentliche Belange werden nicht beeinträchtigt.  
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (GVStr Nr. 110) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Schmutzwasserentsorgung: best. Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal 
- Niederschlagswasser: best. Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt für den Antrag auf Bauvorbescheid das Einvernehmen nach 
§ 36 BauGB.  
 

  Abstimmung:    9 : 0  
 

 



12. Bauleitplanung – Änderung des Bebauungsplanes MI Steppbach mit Deckblatt Nr. 7 für die 
Grundstücke mit den Flur-Nrn. 34/17, 501/16, 501/20, 501/30 und Teilflächen der Grundstücke mit 
den Flur-Nrn. 505/3, 34/19, 471/3, jeweils Gemarkung Tiefenbach im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13 a BauGB –  Beratung über die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen und über das 
Fassen des Satzungsbeschlusses. 
 
Der Aufstellungsbeschluss für die Änderung des Bebauungsplanes MI „Steppbach“ im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13 a BauGB wurde in der Sitzung des Bau- und Umweltausschusses am 
24.10.2024 gefasst.  
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange erfolgte in der 
Zeit vom 30. Dezember 2024 bis einschließlich 31. Januar 2025. 
 

Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen aus der Öffentlichkeits- und 
Fachstellenbeteiligung  
 

 

Fachstelle Stellungnahme Abwägung 

Wasserwirtschaftsamt 
Deggendorf 
Stellungnahme vom 
22.01.2025 
 

Abwasserbeseitigung 
Der wasserrechtliche Bescheid für die Kläranlage und die Mischwasser-
Einleitungen ist zum 31.12.2022 abgelaufen! Aus wasserwirtschaftlicher 
Sicht ist deshalb die gesicherte Erschließung nicht gegeben. 

 
Der Wasserrechtsbescheid zur neuen Klär-
anlage wurde der Gemeinde Tiefenbach am 
13.02.2025 erteilt.  
Der überwiegende Teil der Planunterlagen 
zur Mischwassereinleitung liegt vor und 
wurde am 13.02.2025 mit dem Wasserwirt-
schaftsamt Deggendorf und dem Sachgebiet 
53 (Wasserrecht – Wasserrechtsverfahren) 
vorbesprochen. 
 
Bei dem Plangebiet des Deckblattes 7 zum 
MI Steppbach handelt es sich zum überwie-
genden Teil um ein Bestandsareal, auf dem 
eine Schreinerei mit Mietwohnungen be-
stand, die bereits im vorherigen Wasser-
rechtsverfahren mit einberechnet worden 
war.  
 
Somit besteht aus Sicht der Gemeinde hinrei-
chende Planungssicherheit für das Vorha-
ben, insbesondere erfolgt eine Nutzungsauf-
nahme voraussichtlich erst nach Eingang des 
Wasserrechtsbescheides. 
 

Amt für 
Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten 
Passau 
Stellungnahme vom 
21.01.2025 
 

Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Passau nimmt zu 
o. g. Verfahren wie folgt Stellung: 
 
Bereich Landwirtschaft: 
Aus landwirtschaftlich-fachlicher Sicht bestehen keine Einwände gegen 
das geplante Vorhaben. 
 
Bereich Forsten: 
Keine Einwände, forstwirtschaftliche Belange werden nicht berührt. 
 

 
Keine Abwägung erforderlich. 

Stadtwerke Passau 
GmbH 
Stellungnahme vom 
19.09.2022 
 

Gegen die Änderung des o.g. Bebauungsplanes bestehen aus unserer 
Sicht keine Einwände. 
Die Versorgung mit Telekommunikationsdiensten ist möglich. Zudem ist 
die Versorgung mit Wasser und Gas vorhanden. 

 
Keine Abwägung erforderlich. 

Landratsamt Passau 
SG 53 - Wasserrecht 
Stellungnahme vom 
02.01.2025 
 

Keine Bedenken- Altlasten  
Keine Altlasten im betroffenen Bereich lt. ABuDIS bekannt.  
Im Falle von Aufschüttungen in Zusammenhang mit einer Herstellung 
einer durchwurzelbaren Bodenschicht sind die §§ 6 bis 8 BBodSchV zu 
beachten. Auf die Verpflichtung nach § 7 BBodSchG wird hingewiesen. 
 

 
Keine Abwägung erforderlich. 
 
Die Hinweise zu bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen werden zur Kenntnis genom-
men. 
 

Landratsamt Passau  
Untere Naturschutzbe-
hörde 
Stellungnahme vom 
03.02.2025 
 

Formlose Zustimmung 
 

 
Keine Abwägung erforderlich. 



ZAW Donau-Wald 
Stellungnahme vom 
03.01.2025 

als Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung teilen wir Ihnen 
mit, dass gegen das von Ihnen oben genannte Bauleitplanverfahren 
grundsätzlich keine Einwände bestehen.  
 
In den Planunterlagen sind bereits Hinweise zur Abfallentsorgung mit-
aufgenommen. Danke dafür!  
 
Die gesetzlichen Regelungen, insbesondere die Vorschriften der Abfall-
wirtschaftssatzung des ZAW Donau-Wald bleiben hiervon unberührt 
und sind ebenfalls zu beachten. Die Ausweisung und optimale Gestal-
tung von ausreichenden Stellplätzen für Abfallbehälter des praktizierten 
3-Tonnen-Holsystems (Restmüll, Papier, Bioabfälle) ist vorzusehen.  

 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
und dem Bauherrn weitergeleitet. 
 
 
 
 

Stadtwerke Passau 
GmbH - Löschwasser 
 

Keine Äußerung 
 

 
Keine Abwägung erforderlich. 

Bayernwerk Netz 
GmbH 
Stellungnahme vom 
06.10.2022 
 

gegen das o. g. Planungsvorhaben bestehen keine grundsätzlichen Ein-
wendungen, wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb 
unserer Anlagen nicht beeinträchtigt werden. 
 
In dem von Ihnen überplanten Bereich befinden sich von uns betriebene 
Versorgungseinrichtungen. 
 
Kabel 
Der Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5 m 
rechts und links zur Trassenachse. 
Die Leitung nebst Zubehör ist auf Privatgrund mittels Dienstbarkeiten 
grundbuchamtlich gesichert. 
Wir weisen darauf hin, dass die Trassen unterirdischer Versorgungslei-
tungen von Bepflanzung freizuhalten sind, da sonst die Betriebssicher-
heit und Reparaturmöglichkeit eingeschränkt werden. Bäume und tief-
wurzelnde Sträucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes (DIN 
18920) bis zu einem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt 
werden. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind im Einvernehmen 
mit uns geeignete Schutzmaßnahmen durchzuführen. 
 
Beachten Sie bitte die Hinweise im “Merkblatt über Bäume, unterirdi-
sche Leitungen und Kanäle", Ausgabe 2013 vom FGSV Verlag 
www.fgsv-verlag.de (FGSV-Nr. 939), bzw. die DVGW-Richtlinie 
GW125. 
 
Hinsichtlich der in den angegebenen Schutzzonenbereichen bzw. 
Schutzstreifen bestehenden Bau- und Bepflanzungsbeschränkung ma-
chen wir darauf aufmerksam, dass Pläne für Bau- und Bepflanzungs-
vorhaben jeder Art uns rechtzeitig zur Stellungnahme vorzulegen sind. 
Dies gilt insbesondere für Straßen- und Wegebaumaßnahmen, Ver- und 
Entsorgungsleitungen, Kiesabbau, Aufschüttungen, Freizeit- und Sport-
anlagen, Bade-und Fischgewässer und Aufforstungen. 
 
Die beiliegenden “Sicherheitshinweise für Arbeiten in der Nähe von Ka-
bel-, Gas- und Freileitungen“ sind zu beachten. 
Auskünfte zur Lage der von uns betriebenen Versorgungsanlagen kön-
nen Sie online über unser Planauskunftsportal einholen. Das Portal er-
reichen Sie unter: 
www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planaus-
kunftsportal.html 
Wir bedanken uns für die Beteiligung am Verfahren und stehen Ihnen 
für Rückfragen jederzeit gerne zur Verfügung. Wir bitten Sie, uns bei 
weiteren Verfahrensschritten zu beteiligen. 
 

 
Die Hinweise werden den Bauherren mit der 
Bitte um Beachtung mitgeteilt. Die nahezu bei 
jedem Bauleitplanverfahren gleichlautende 
Stellungnahme kann gerne auf konkrete 
Belange des Bauleitplanverfahrens reduziert 
werden. Teilweise sind die Forderungen in 
der Stellungnahme nicht durch § 9 BauGB 
(Inhalt des Bebauungsplans) abgedeckt und 
dürfen im Bauleitplanverfahren nicht umge-
setzt werden. Mittlerweile gibt die Gemeinde 
Tiefenbach jeden Bauherren in der Ge-
meinde, auch bei Vorhaben außerhalb von 
Bauleitplanverfahren, diese Infos an die 
Hand. 

Kreisbrandinspektion 
Landkreis Passau 
Stellungnahme vom 
20.01.2025 
 

In Beantwortung ihrer o. a. Beteiligung im Bauleitplanverfahren darf mit-
geteilt werden, dass seitens des abwehrenden Brandschutzes gegen 
die Änderung des Bebauungsplanes in der dargestellten Form, keine 
Bedenken bestehen. Es werden keine Anmerkungen oder Forderungen 
vorgebracht. 

 
Keine Abwägung erforderlich. 

Deutsche Telekom 
GmbH 
Stellungnahme vom 
26.08.2022 
 

Die Telekom Deutschland GmbH – als Netzeigentümerin und Nutzungs-
berechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Telekom Tech-
nik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der  
Wegsicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entge-
genzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnah-
men abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Gegen die oben genannte Planung bestehen keine grundsätzlichen Ein-
wände, wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb un-
serer Anlagen nicht beeinträchtigt werden. 
Zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsinfrastruktur 
durch die Telekom ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im 
Plangebiet und außerhalb des Plangebiets einer Prüfung vorbehalten. 
 
Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit, welche eigenen 
oder Ihnen bekannten Maßnahmen Dritter im Bereich des Plangebietes 

Die Stellungnahme mit den Hinweisen zur Er-
schließung wird dem Bauherrn mitgeteilt. 



stattfinden werden. Bei zukünftigen Informationen bzw. Rückfragen be-
züglich der Planungen von Telekommunikationsleitungen der Deut-
schen Telekom GmbH in Neubaugebieten bitten wir folgende zentrale 
E-Mail-Adresse des PTI 12 Regensburg zu verwenden: 
telekom-bauleitplanung-regensburg@telekom.de 

 

 

Durch die Änderung des Bebauungsplanes reichen unsere bestehen-
den Anlagen eventuell nicht aus, um die zusätzlichen Gebäude an unser 
Telekommunikationsnetz anzuschließen. Es kann deshalb sein, dass 
bereits  
ausgebaute Straßen gegebenenfalls wieder aufgebrochen werden müs-
sen. 
 
Zur Abstimmung der Bauweise und für die rechtzeitige Bereitstellung 
der Telekommunikationsdienstleistungen sowie zur Koordinierung mit 
Straßenbau- bzw. Erschließungsmaßnahmen der anderen Versorger, 
ist es dringend erforderlich, dass Sie sich rechtzeitig, mindestens jedoch 
3 Monate vor Baubeginn, mit dem zuständigen Ressort in Verbindung 
setzen:  
telekom-bauleitplanung-regensburg@telekom.de 
 

Landratsamt Passau 
Technischer Umwelt-
schutz 
Stellungnahme vom 
27.01.2025 
 

Sachkomplex Lärmschutz und Luftreinhaltung (i.V. mit Nr. 2.4) 
Belange des technischen Umweltschutzes werden mit der Planung un-
ter Berücksichtigung der Begründung zum Deckblatt berührt. Dem bei-
liegenden Gutachten kann entnommen werden, dass die Grenzwerte 
der 16. BImSchV nicht sicher eingehalten werden. Fenster die sich öff-
nen lassen und zu Räumen führen die für den dauerhaften Aufenthalt 
von Menschen gedacht sind, sind an Fassaden für die die Grenzwerte 
der 16. BImSchV überschritten werden unzulässig. (Wird die zu schüt-
zende Nutzung nur am Tage oder nur in der Nacht ausgeübt, so ist der 
Immissionsgrenzwert für diesen Zeitraum maßgeblich). Eine entspre-
chende textliche Festsetzung ist zu ergänzen. Zum Schutz der beste-
henden Feuerwehr vor Einschränkungen ihres genehmigten Betriebes 
sind die Fenster im Geltungsbereich per textlicher Festsetzung mit den 
im Gutachten ermittelten Schalldämmmaß vorzuschreiben. 
 

 
Die Anlage 5 des Gutachtens wurde berich-
tigt. 
 
 
Die Grenzwerte der 16. BImSchV finden hier 
keine unmittelbare Anwendung, da diese Ver-
ordnung nur für den Neubau und die wesent-
liche Änderung von Straßen und Schienen-
wegen gilt. Nicht öffenbare Fenster müssen 
nicht festgelegt werden, lediglich die Möglich-
keit einer fensterunabhängigen Belüftung. 
Diese Auflage wurde festgesetzt. 
Die baurechtlich eingeführten Normen gelten. 
Dass baurechtlich eingeführte Normen einge-
halten werden müssen, muss in einem Be-
bauungsplan nicht erwähnt werden. Es muss 
kein Schalldämmmaß der Fenster festgesetzt 
werden, da letztendlich die Schalldämmmaße 
aller Außenbauteile gemäß den einschlägi-
gen Normen unter Berücksichtigung der 
Raumgeometrie ermittelt werden muss. So-
mit ist der ausreichende Schutz gegen den 
Außenlärm im Baugenehmigungsverfahren 
gemäß der zum Zeitpunkt der Bauantrags-
stellung baurechtlich eingeführten Normen 
für die konkrete Bauplanung nachzuweisen. 
 

Landratsamt Passau 
Abteilung 7 Städtebau 
Stellungnahme vom 
03.02.2025 
 

Formlose Zustimmung 
 

 
Keine Abwägung erforderlich 

Landratsamt Passau 
Kreisstraßenverwal-
tung 
Stellungnahme vom 
27.01.2025 
 

zu der vorliegenden Änderung des Bebauungsplans „MI Steppbach“ 
durch die Gemeinde Tiefenbach mit Dbl. 7 nimmt die Kreisstraßenver-
waltung wie folgt Stellung: 
1. Überörtliches Straßennetz 
Das geplante Baugebiet liegt innerhalb der Ortsdurchfahrt der Kreis-
straße PA 1 (Abschnitt 100). 
 
2. Planungen der Kreisstraßenverwaltung (Art. 35 BayStrWG) 
Planungen der Kreisstraßenverwaltung werden durch die Aufstellung 
nicht betroffen. 
 
3. Verkehrsbelastung 
Bei der Verkehrszählung 2021 wurden auf der Kreisstraße PA 1 4148 
Kfz/24h, davon 150 Fahrzeuge des Güterverkehrs gezählt. 
 
4. Lärmschutz 
Der von der Kreisstraße auf das nächstliegende Gebäude wirkende Ver-
kehrslärm kann die gemäß DIN 18005 anzustrebenden „schalltechni-
schen Orientierungswerte“ überschreiten. Sie sind daher bei der Auf-
stellung des Bebauungsplans zu berücksichtigen. 
 
5. Einwendungen der Kreisstraßenverwaltung 
 
5.1 Anbaubeschränkungen (Art. 23 und 24 BayStrWG) 
Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimm-
ten Teile der Ortsdurchfahrten (freie Strecke) sind entlang der Kreis-
straße die Anbaubeschränkungen bis zu einer Entfernung von 15 m, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. Entsprechende Festsetzungen wurden  
unter Nr. 12 der textlichen Festsetzungen 
bereits getroffen. 
 
 
 
 
 
5.1 In den planlichen Festsetzungen sind die 
angeführten Anbaubeschränkungen bereits 
eingehalten. Somit bedarf es keiner weiteren 
textlichen Festsetzung.  

mailto:telekom-bauleitplanung-regensburg@telekom.de


gemessen vom äußeren Fahrbahnrand, zu beachten. Von der Anbau-
beschränkung sind alle baulichen Anlagen, einschließlich Verkehrsflä-
chen, Stellplätze, Aufschüttungen oder Abgrabungen größeren Um-
fangs, Stützmauern, Lärmschutzwände etc. betroffen. Im vorliegenden 
Fall sind folgende Abstände einzuhalten: 
 
bis zu Gebäuden plangemäß mind. 5,0 m 
bis zu Nebengebäuden plangemäß mind. 5,0 m 
bis zu Verkehrsflächen, Stellplätze, 
sonstige befestigte Flächen plangemäß mind. 4,0 m 
bis zu Zäunen u. Einfriedungen plangemäß mind. 4,0 m 
 
5.2 Einmündungen und Kreuzungen von öffentlichen Straßen (Art. 31 
und 32 BayStrWG) 
Die Erschließung hat über die bestehende Einfahrt Fl.-Nr. 501/30 und 
über die bestehenden Gemeindestraßen zu erfolgen. 
 
5.3 Privatzufahrten (Art. 19 BayStrWG) 
Einer zusätzlichen Privatzufahrt zur Kreisstraße wird nicht zugestimmt. 
 
 
 
 
5.4 Sichtfelder (Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil Knoten-
punkte-RAS-K-1) 
Die erforderlichen Sichtdreiecke bei öffentlichen Kreuzungen und Ein-
mündungen von öffentlichen Straßen sind von sichtbehindernden Anla-
gen aller Art freizumachen bzw. freizuhalten, die mehr als 80 cm über 
die Fahrbahnoberfläche der Kreisstraße ragen. Einzelne Bäume, Licht-
masten, Lichtsignalgeber und ähnliches sind innerhalb der Sichtfelder 
möglich, wenn sie den wartepflichtigen Fahrern die Sicht auf bevorrech-
tigte Fahrzeuge oder nichtmotorisierte Verkehrsteilnehmer nicht verde-
cken. 
 
An der Einmündung zu der bestehenden Privatstraße sind folgende 
Sichtfelder freizuhalten: 
70 m beiderseits im Zuge der Kreisstraße 
 5 m im Zuge der einmündenden Zufahrt 
Die Sichtdreiecke sind darzustellen. 
 
5.5 Anpflanzungen (Art. 30 BayStrWG) 
Bei der Anpflanzung von Bäumen ist ein Mindestabstand von 4,0 m vom 
befestigten Fahrbahnrand der Kreisstraße einzuhalten. 
Zu Neubepflanzungen des Straßenkörpers ist nur der Träger der Stra-
ßenbaulast befugt.  
Eine Neupflanzung von Einzelbäumen innerhalb der Sichtdreiecke be-
darf der Zustimmung der Kreisstraßenverwaltung im Einzelfall. 
 
5.6 Oberflächenwasser (Art. 9 und 10 BayStrWG) 
Oberflächenwasser aller Art (z.B. von Dächern und Zufahrten) sowie 
Hausabwasser darf nicht auf Straßengrund bzw. in die Straßenentwäs-
serungsanlagen abgeleitet werden. 
Für Schäden oder Nachteile die dem Grundstück oder den Anlagen des 
Antragstellers durch Straßenoberflächenwasser erwachsen, stehen 
dem Bauwerber oder seinem Rechtsnachfolger keine Ersatzansprüche 
durch den Straßenbaulastträger zu. 
 
Bei Beachtung der vorgenannten Punkte bestehen gegen die Änderung 
des Bebauungsplans „MI Steppbach“ durch die Gemeinde Tiefenbach 
mit Dbl. 7 im beschleunigten Verfahren keine Bedenken. 
 

Zur Klarstellung werden die textlichen Fest-
setzungen entsprechend ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.2 Ist In der Planung bereits berücksichtigt 
siehe 6.1 der textl. Festsetzungen 
 
 
 
5.3 Weitere Privatzufahrten sind planlich 
nicht vorgesehen. Die textlichen Festsetzun-
gen werden zur Klarstellung entsprechend 
ergänzt.  
 
 
5.4 Anlagen und Bepflanzungen mit einer 
Höhe über 80 cm sind in den Sichtdreiecken 
nicht vorgesehen 
 
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
15.4 entsprechend ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
Anfahrsicht bisher 3 m, wird auf 5 m vergrö-
ßert. Durch Vergrößerung der Anfahrsicht 
wird Flur-Nr.501/20, Gemarkung Tiefenbach 
geringfügig durch das Sichtfeld überlagert. 
 
 
5.5 Die textl. Festsetzungen werden unter 
15.5 ergänzt 
 
Nicht relevant 
 
Nicht relevant 
 
 
5.6  
unter 10. textliche Festsetzungen bereits 
aufgenommen. 
 
Nr. 10. der textl. Festsetzungen wird ergänzt 
 
 
 
 
o.g. Punkte finden Beachtung 

Landratsamt Passau 
SG 53 – Wasserrecht 
Wasserrechtsverfah-
ren 
Stellungnahme vom 
04.02.2025 
 

Das o. g. beplante Gebiet gehört zum Bebauungsplan MI Steppbach. 
Die Einleitung des gesammelten Niederschlagswassers aus diesem 
Gebiet soll über den bestehenden Mischwasserkanal zur Kläranlage 
Tiefenbach  
bzw. dazwischenliegender Mischwasserentlastungen erfolgen. Die Er-
laubnis für die Mischwasserentlastungen im Mischsystem der Kläran-
lage Tiefenbach endete am 31.12.2022. 
 
Das Wasserrechtsverfahren zur Erteilung einer neuen gehobenen Er-
laubnis wurde trotz mehrfacher Anmahnung noch nicht beantragt. 
Es bestehen außerdem Zweifel, ob die Abwasseranlage derzeit noch 
den zu stellenden Anforderungen an eine geordnete Abwasserbeseiti-
gung genügt bzw. es sind bereits in der abgelaufenen Erlaubnis Sanie-
rungsmaßnahmen angeordnet, die bis heute nicht erledigt sind. 
 
Bereits aufgrund der derzeit fehlenden wasserrechtlichen Erlaubnis für 
die Einleitung von Abwasser und Mischwasser aus dem Einzugsbereich 
der Abwasseranlage Tiefenbach darf ab dem 1.1.2023 eigentlich nichts 
mehr  

Der Wasserrechtsbescheid zur neuen Klär-
anlage wurde der Gemeinde Tiefenbach am 
13.02.2025 erteilt.  
Der überwiegende Teil der Planunterlagen 
zur Mischwassereinleitung liegt vor und 
wurde am 13.02.2025 mit dem Wasserwirt-
schaftsamt Deggendorf und dem Sachgebiet 
53 (Wasserrecht – Wasserrechtsverfahren) 
abgesprochen. 
 
Bei dem Plangebiet des Deckblattes 7 zum 
MI Steppbach handelt es sich zum überwie-
genden Teil um ein Bestandsareal, auf dem 
eine Schreinerei mit Mietwohnungen be-
stand, die bereits im vorherigen Wasser-
rechtsverfahren mit einberechnet worden 
war.  
 



eingeleitet werden, das heißt, jegliche (auch die bestehende) Mischwas-
sereinleitung erfolgt zur Gänze unrechtmäßig. Jedwede Erhöhung einer 
(nur geduldeten) Einleitung über den derzeitigen Umfang hinaus (z. B.  
aus dem zusätzlichen Anschluß von Wohngebäuden an die Abwasser-
anlage) stellt deshalb eine zusätzliche schädliche Gewässerverände-
rung dar und muß deshalb unterbleiben, solange die Abwasseranlage 
nicht den  
allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechend saniert ist. 
  
Vor diesem Hintergrund kann m. E. im Rahmen einer Bauleitplanung 
oder auch bei der Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens bei Bau-
genehmigungen solange nicht von einer gesicherten Erschließung aus-
gegangen werden, bis feststeht, wann eine erneute wasserrechtliche 
Erlaubnis (ggfls. unter Sanierungsauflagen) erfolgen kann. Dies ist der-
zeit nicht absehbar, da noch keinerlei Planungen oder Sanierungskon-
zepte vorgelegt wurden. 
 
Hinsichtlich der straf- bzw. ordnungswidrigkeitenrechtlichen Relevanz 
ist folgendes festzuhalten: 
 
Die Einleitung von Abwasser in ein Gewässer ist zwar per se eine 
schädliche Gewässerveränderung, die jedoch dann nicht strafbar nach 
324 StGB ist, wenn dafür eine Erlaubnis vorliegt. Eine solche (strafrecht-
lich) erforderliche Erlaubnis kann auch die (stillschweigende) Weiterdul-
dung der Gewässerbenutzung durch die zuständige Behörde darstellen, 
wobei sich die Duldung jedoch nur auf den Einleitungsumfang zur Zeit 
des Ablaufens der Erlaubnis erstrecken kann. 
 
Gleiches gilt auch für die ordnungswidrigkeitenrechtliche Relevanz (Ge-
wässerbenutzung ohne Erlaubnis, § 103 Abs. 1 Ziff. WHG). 
 
Auf eine evtl. mögliche strafrechtliche Mitverantwortung bei möglichen 
Gewässerverunreinigungen durch die ab dem 1.1.2023 unrechtmäßige 
Einleitung seitens der Gemeinde wird ausdrücklich hingewiesen. 
 
Möglichkeiten der Überwindung: 
Wasserrechtsverfahren durchführen zur Erlangung einer wasserrechtli-
chen Erlaubnis 
 

Somit besteht aus Sicht der Gemeinde hinrei-
chende Planungssicherheit für das Vorha-
ben, insbesondere erfolgt eine Nutzungsauf-
nahme voraussichtlich erst nach Eingang des 
Wasserrechtsbescheides. 
 

Landratsamt Passau 
Bauwesen rechtlich 
Stellungnahme vom 
03.02.2025 

zu dem vorgelegten Bebauungsplandeckblattentwurf in der Fassung 
vom 18.12.2024 nehmen wir als Träger öffentlicher Belange wie folgt 
Stellung: 
1. Die Stellungnahme/n unserer Fachstelle/n, die sich zu der vorge-
nannten Planung geäußert hat/haben, liegt/en bei. 
2. Der Naturschutzreferent und die Kreisbaumeisterin haben der Pla-
nung formlos zugestimmt. 
3. Der Geltungsbereich der Änderung liegt in keinem festgesetzten oder 
vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet, sodass es von der Un-
teren Wasserrechtsbehörde 
– Bereich „Überschwemmungsgebiete“ keine Bedenken gibt. 
 
4. Rechtliche Beurteilung 

a. Um überprüfen zu können, ob es sich weiterhin um ein MI 
handeln kann, sind die genehmigten und ggf. die aktuellen 
Nutzungen für alle Anlagen im Geltungsbereich anzugeben 
 
 
 
 
 
 
 
 

b. Sind Vergnügungsstätten nach § 6 Abs. 2 Nr. 8 und nach Abs. 
3 BauNVO gewünscht? Nach den Festsetzungen sind sie je-
denfalls nicht ausgeschlossen 
 
 

c. Für die Baugrenzen für Gebäude, Vorbauten, EG und Tiefga-
rage sollten noch besser unterscheidbare Planzeichen ver-
wendet werden 
 
 
 
 

d. Für die „Verteiler Telekommunikation“ würde sich ein Planzei-
chen nach Nr. 15.3 PlanZV empfehlen, damit später keine 
isolierte Befreiung o. dgl. erforderlich wird 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Hierzu fand bereits vor Erstellen des Plan-
entwurfs ein Vororttermin mit der Kreisbau-
meisterin statt, bei dem die Aufteilung und 
der Geltungsbereich der 7. Änderung so ge-
fasst worden ist, dass der Mischgebietscha-
rakter für den gesamten Bebauungsplan 
„Steppbach“ mit der vorliegenden Änderung 
erhalten bleiben würde. 
 
 
 
b) Überwiegend ist im überplanten Bereich 
eine Wohnbaunutzung vorgesehen. Vergnü-
gungsstätten sollen nicht explizit ausge-
schlossen werden. 
 
c) Die Differenzierung der Baugrenzen ist 
bereits auch textl. erläutert, siehe 4.1 der 
textl. Festsetzungen. 
Die Beschriftung der Baugrenzen in MI 2 
wurde an die Beschriftung in MI 1 ange-
passt. 
 
d) Das genannte Planzeichen wird für die 
Teleparkstation übernommen; 
die Darstellung des Telekomverteilers auf öf-
fentlichem Parkplatz bleibt; 
 
 



 
 

e. Der Mindestabstand von 5 m zwischen der Bebauung im Nor-
den und Süden ist deutlicher an der Ecke Baugrenze der Vor-
bauten darzustellen 
 

f. Zum MI 1 sind keine Zufahrten dargestellt; darf die gesamte 
Länge versiegelt und befahren werden? 
 
 
 
 
 
 

g. Die beiden weißen Flächen nördlich und südlich des Parkplat-
zes sollen wohl Zugänge für Fußgänger sein; dafür ist ein ent-
sprechendes Planzeichen zu verwenden 
 

h. Zwischen MI 1 und MI 2 ist eine Knödellinie erforderlich 
 

i. In Mi 1 sollte es klarstellend heißen: Im Erdgeschoss sind 
Wohnungen und Wohnräume aller Art unzulässig 
 

j. Wo ist stirnseitig bei der Festsetzung 2.3 bei MI 2 für Tiefga-
ragen? 
 

k. Die Abstandsflächen können unter Berücksichtigung der 
Schutzbelange reduziert werden; sie können nicht gänzlich 
außer Kraft gesetzt werden, was aber „unmittelbar“ in Ziff. 3 
suggeriert 
 

l. Angesichts der bevorstehenden Rechtsänderung am 01.10. 
was die Stellplätze betrifft, würden wir eine verbindliche Fest-
setzung im Dbl. empfehlen 
 
 
 
 
 

 
m. In Ziff. 7.1 muss es „Art.“ statt „§“ heißen 

 
n. In Ziff. 7.1 fehlt die Variante „Genehmigungsfreistellung“ 

 
 

o. In Ziff. 11 ist auf die Ausnahme in Ziff. 3 einzugehen unter 
Berücksichtigung der o. g. Ziff. 4l dieser Stellungnahme 
 

p. In Ziff. 10 der Hinweise sollte noch ergänzt werden: schall-
technische Untersuchung 
 

q. In den Hinweisen fehlt Ziff. 8.3 des Gutachtens 
 

r. Mit dem Gutachter sollte noch einmal geklärt werden, ob in 
der Anlage 5 die letzte Spalte stimmen kann oder ob dort nicht 
Schalldämmmaße erscheinen müssten 
 

s. Welche Qualität die passiven Schallschutzmaßnahmen z. B. 
Fenster haben müssen, ist nicht festgesetzt; wie der entspre-
chende Nachweis zu führen ist, auch nicht; die Gemeinde 
sollte hier auf klare und überprüfbare Regelungen achten, da-
mit es später zu keinen Streitigkeiten bzgl. einer möglichen 
Haftung durch die Gemeinde, die den Bebauungsplan geän-
dert hat, kommen kann 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

t. Das Gutachten hält den unzulässigen Lärmwertüberschrei-
tungen durch die Feuerwehr die sog. „Sozialadäquanz“ ent-
gegen; einem relativ aktuellen Urteil des BayVGH ist zu ent-
nehmen, dass dies alleine nicht ausreichen könnte (sh. VGH 
München Beschl. v. 8.11.2021 – 15 B 21.1473, BeckRS 2021, 
34485); die Gemeinde sollte sich mit diesem Punkt deshalb 

 
 
e) Die Maßlinie wurde verdeutlicht 
 
 
 
f) siehe textliche Festsetzungen unter 6. Ver-
kehrsflächen und Planzeichen „private Ver-
kehrsfläche, Zugangsbereich; 
ansonsten ist die GRZ einzuhalten und eine 
GRZ-Berechnung im Genehmigungsverfah-
ren bzw. Genehmigungsfreistellungsverfah-
ren vorzulegen. 
 
g) Das Planzeichen wird ergänzt; der südli-
che Zugang entfällt. 
 
 
h) Diese wird entsprechend ergänzt 
 
i) Die textlichen Festsetzungen werden ent-
sprechend ergänzt 
 
j) der Begriff stirnseitig wird durch seitlich er-
setzt 
 
k) Es wird lediglich eine Grenzbebauung zu-
gelassen. Auf die Notwendigkeit der Ab-
standsflächenübernahme wird hingewiesen. 
 
 
l) Festsetzung wird wie folgt geändert: 
Für die Ermittlung des Stellplatzbedarfs ist 
die zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der 
7.Änderung des B-Plans gültige Stellplatz-
satzung der Gemeinde Tiefenbach maßgeb-
lich. 
 
 
 
m) Die Bezeichnung wird korrigiert. 
 
n) Nr. 7.1 wird um die genannte Variante er-
gänzt. 
 
o) Auf die Ausnahme unter Ziff. 7.1 wird ver-
wiesen 
 
p) Diese wird  ergänzt 
 
 
q) Der Hinweis wurde aufgenommen 
 
r) Die Anlage 5 der schalltechnischen Unter-
suchung wurde berichtigt 
 
 
s) Die baurechtlich eingeführten Normen gel-
ten. Dass baurechtlich eingeführte Normen 
eingehalten werden müssen, muss in einem 
Bebauungsplan, zumindest in den Festset-
zungen, nicht erwähnt werden. Es wird, zur 
Klarstellung, der Hinweis „Es gelten die bau-
rechtlich eingeführten Normen und Richtli-
nien. Diese sind im Baugenehmigungsverfah-
ren, wie auch im Genehmigungsfreistellungs-
verfahren zur Bestimmung der maßgeblichen 
Außenlärmpegel an der konkret geplanten 
Bebauung, des erforderlichen baulichen 
Schallschutzes und der sich hieraus ergeben-
den Anforderungen an die Schalldämmmaße 
der Außenbauteile zu beachten.“ in den B-
Plan aufgenommen. 
 
t) Die Gemeinde hat sich mit der durch die 
Feuerwehr verursachten Geräuschimmissio-
nen intensiv auseinandergesetzt und durch 
ein Ingenieurbüro die zu erwartenden Immis-
sionen ermitteln lassen. Nach Abwägung der 
gegensätzlichen Belange und Interessen 
kommt die Gemeinde zu der Beurteilung, 



unbedingt intensiver auseinandersetzen; so hat die Feuer-
wehr in dem zitierten Urteil z. B. Übungen und Veranstaltun-
gen auf die Tagzeit (bis 22.00 Uhr) begrenzt; denkbar wären 
auch passive Schallschutzmaßnahmen an den übermäßig 
betroffenen Fassaden der beiden Gebäude im MI 2 – analog 
zum MI 1 (sh. Stellungnahme des Sg. 52) 
 
 
 
 
 
 
 
 

u. Nachdem die Gemeinde einen Grundstücksteil verkauft, 
könnte dabei z. B. auch über eine Immissionsduldungsver-
pflichtung bzgl. der Feuerwehr nachgedacht werden; eine sol-
che würde zumindest zivilrechtlich zwischen den Vertragspar-
teien wirken; im öffentlichen Recht (BImSchG und BImSchV) 
könnte sie ggf. die Schwelle zum Einschreiten erhöhen 
 

v.  Der Satzungsbeschluss darf erst gefasst werden, wenn die 
wasserrechtlichen Voraussetzungen für eine ordnungsge-
mäße Erschließung formell erfüllt sind (sh. Stellungnahme 
WWA) 
 

dass die vereinzelt auftretenden Geräu-
schimmissionen im Plangebiet unter Berück-
sichtigung der Aufgaben einer Feuerwehr für 
das Gemeinwesen für eine verständige, 
durchschnittlich empfindlichen Person keine 
erhebliche Belästigung darstellen. Auflagen, 
die über die sich aus der Gebietsart und den 
baurechtlich eingeführten Normen ergeben-
den Anforderungen hinausgehen, werden da-
her nicht festgelegt. 
 
 
 
 
u) Eine Immissionsduldungsverpflichtung 
wird in den Verkaufsvertrag mit aufgenom-
men. 
 
 
 
 
v) siehe hierzu die o.g. Abwägung zur Stel-
lungnahme des Wasserwirtschaftsamtes 
Deggendorf v. 22.01.2025 

 

 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorstehende Abwägung und fasst den Satzungsbe-
schluss für die Änderung des Bebauungsplans MI „Steppbach“ mit Deckblatt Nr. 7. 

Abstimmung:      9 : 0   
 

 
13. Bauleitplanung – Änderung des Flächennutzungsplans, Aufhebung der Zone Gewerbegebiet auf 
dem Grundstück mit der Flur-Nr. 4226/1, Gemarkung Kirchberg, Lapperding 1a mit Deckblatt Nr. 21 
– Beratung über den Billigungs- und Auslegungsbeschluss für die Beteiligung der Öffentlichkeit, 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 
 
Der Aufstellungsbeschluss für die Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Tiefenbach mit 
Deckblatt Nr. 21 wurde in der Sitzung des Gemeinderates am 29 Oktober 2024 gefasst. 
 
Der Entwurf des Deckblattes Nr. 21 von Architekt Dipl. Ing. (FH) Axel Rolf wird dem Plenum 
vorgestellt. 
 
Der Gewerbeanteil (Zone 2) des Bebauungsplans SO Photovoltaikpark Rötzing und GE Rötzing wird 
aufgehoben und im Flächennutzungsplan zukünftig als landwirtschaftliche Nutzfläche dargestellt, mit 
der Konsequenz, dass die Fläche als Außenbereichsfläche nach dem Baugesetzbuch gilt. 
 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss billigt den gezeigten Entwurf und fasst den Auslegungsbeschluss für 
die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
für die Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Tiefenbach mit Deckblatt Nr. 21.  

Abstimmung:         9 : 0     
 

 
14. Bauleitplanung – Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans SO Photovoltaikpark 
Rötzing und GE Rötzing, Aufhebung des Teilbereichs Zone 2: „GE Rötzing“ des Bebauungsplans mit 
Deckblatt Nr. 1 auf den Flur-Nrn. 4226, 4226/1 und 412, jeweils Gemarkung Kirchberg – Beratung 



über den Billigungs- und Auslegungsbeschluss für die Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange. 
 
Der Aufstellungsbeschluss für die Änderung des Bebauungsplans SO Photovoltaikpark Rötzing und GE 
Rötzing mit Deckblatt Nr. 1 wurde in der Sitzung des Gemeinderates am 29 Oktober 2024 gefasst. 
 
Der Entwurf des Deckblattes Nr. 1 von Architekt Dipl. Ing. (FH) Axel Rolf wird dem Plenum vorgestellt. 
 
Der Teilbereich Zone 2, GE (Gewerbegebiet) Rötzing auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 4226/1 und 
einer Teilfläche von 4226, jeweils Gemarkung Kirchberg soll aufgehoben werden. Somit gelten 
zukünftig für dieses Grundstück baurechtlich die Bestimmungen des § 35 BauGB (Bauen im 
Außenbereich). 

 
 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss billigt den gezeigten Entwurf und fasst den Auslegungsbeschluss für 
die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
für die Änderung des Bebauungsplans SO Photovoltaikpark Rötzing und GE Rötzing mit Deckblatt Nr. 
1.  

Abstimmung:         9 : 0     
 

 
15. Sanierung Innenbeleuchtung Turnhallen Tiefenbach und Haselbach - Auftragsvergabe 
Elektrotechnik /  Beleuchtungssanierung nach durchgeführter beschränkter Ausschreibung. 
 

Sachverhaltsdarstellung 

Für die Sanierung der Innenbeleuchtung der Schulturnhallen Tiefenbach und Haselbach (Umrüstung 
auf LED-Beleuchtung) stehen zwei Förderprogramme zur Verfügung. Die entsprechenden 
Fördermittel wurden beantragt und nach Vorlage der Zuwendungsbescheide wurde das 
Planungsbüro Nigl und Mader mit der Fachplanung beauftragt.  



- Zuwendungsbescheid „Klimaschutz in Kommunen im Bay. Klimaschutzprogramm“ 
(KommKlimaFöR2023) vom 03.05.2024 

-  Zuwendungsbescheid aus dem Bundesförderprogramm „Klima-und Transformations-
fonds“ (Kommunalrichtlinie) vom 27.06.2024 

Die Umrüstung der Innenbeleuchtung ist in den Osterferien 2025 geplant, um den Schulbetrieb so we-
nig wie möglich zu beeinträchtigen.  

 

 Ex-ante Veröffentlichung am:  07.01.2025 

 Versand/Veröffentlichung der Ausschreibungsunterlagen am: 20.01.2025 

 Submission am:   
 

13.02.2025 

um 14:15 Uhr 

 geplanter Ausführungsbeginn: 14.04.2025  

 geplante Fertigstellung: 25.04.2025 

 
 

Angeforderte Angebote: 22 

Abgegebene Angebote: 7 

Kostenberechnung: 61.580,00 €/brutto 

Wirtschaftlichster Bieter: Fa. Elektro Heinrich GmbH,  
94330 Aiterhofen  

Angebotssumme: 58.761,62 €/brutto 

Differenz Angebotssumme/Kostenberechnung: -2.818,38 €/brutto 

nächster 62.785,47 €/brutto 

höchster 84.183,12 €/brutto 

 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss fasst den Beschluss, dass der Auftrag an den wirtschaftlichsten Bie-
ter die Fa. Elektro Heinrich GmbH aus 94330 Aiterhofen-Geltolfing mit einer Auftragssumme in 
Höhe von 58.761,62 €/brutto vergeben wird. 
 

Abstimmung: 9 : 0 
 

 
16. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach - Beratung über den Nachtrag 3, Innen-Pfosten-
Riegel mit Fichteabdeckleisten der Bauer Herbert GmbH. 
 
Die Fa. Bauer wurde für die Pfosten-Riegel Fassade beim Neubau der Kindertagesstätte in Tiefenbach 
beauftragt. Im Innenbereich werden zusätzlich zum Auftrag noch zwei baugleiche Elemente (ohne 
Isolierverglasung) als Raumabtrennung vom Spielflur zu den Gruppen-Nebenräumen benötigt. Der 
Preis für die Fertigung und Montage der beiden Elemente sind nach Vergleichsprüfung durch das 
Architekturbüro köberl döringer architekten im üblichen wirtschaftlichen Rahmen. 
 
Die beiden Elemente sollten ursprünglich mit dem Gewerk Innenausstattung ausgeschrieben werden, 
wurden nun aber dem Gewerk Pfosten-Riegel Fassade zugesprochen. 
 



Der Hauptauftrag für die Pfosten-Riegel Fassade wurde mit 169.558,40 € vergeben. 
Das Angebot für den 3. Nachtrag beträgt 25.216,10 €. 
Somit erhöhen sich die zu erwartenden gesamtkosten für das Gewerk auf 194.774,50 €. 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung des Nachtrags Nr. 3 – Pfosten-Riegel Fassade der Fa. 
Bauer Herbert GmbH in Höhe von 25.216,10 €/brutto abstimmen. 

Abstimmung: 9 : 0  
 

 
17. Stellplatzsatzung der Gemeinde Tiefenbach vom 16.12.2011 – Vorberatung zur Änderung. 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das „Erste Modernisierungsgesetz Bayern“ am 23. Dezember 
2024 mit Wirkung zum 01.01.2025, die §§ 11 bis 13 mit Wirkung zum 01.10.2025 beschlossen. 

 
Unter anderen beinhaltet das Erste Modernisierungsgesetz folgende Änderungen: 
 
§ 11 Änderung der Garagen- und Stellplatzverordnung 
Die Anlage der Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) vom 30. November 1993 (GVBl. S. 910, 
BayRS 2132-1-4-B), die zuletzt durch Verordnung vom 29. November 2023 (GVBl. S. 639) geändert wor-
den ist, wird durch die aus dem Anhang ersichtliche Fassung ersetzt. 
 
Neue Fassung: 
 

Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze hiervon für 
Besucher 
in % 

1. Wohngebäude 
  

1.1 Gebäude mit Wohnungen 2 Stellplätze je Wohnung, bei Mietwoh-
nungen, für die eine Bindung nach dem 
Bayerischen Wohnraumförderungsge-
setz besteht, 0,5 Stellplätze 

– 

1.2 Kinder-, Schüler- und Jugend-
wohnheime 

1 Stellplatz je 20 Betten, 
mindestens 2 Stellplätze 

75 

1.3 Studentenwohnheime 1 Stellplatz je 5 Betten 10 

1.4 Schwestern-/ Pflegerwohnheime, 
Arbeitnehmerwohnheime u.ä. 

1 Stellplatz je 4 Betten 10 

1.5 Altenwohnheime, Altenheime, 
Langzeit- und Kurzzeitpflegeheime, 
Tagespflegeeinrichtungen u.ä. 

1 Stellplatz je 15 Betten bzw. Pflege-
plätze, 
mindestens 2 Stellplätze 

50 

1.6 Obdachlosenheime, Gemein-
schaftsunterkünfte für Leistungsbe-
rechtigte nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz 

1 Stellplatz je 30 Betten, 
mindestens 2 Stellplätze 

10 

2. Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- 
und Praxisräumen 

  

2.1 Büro- und Verwaltungsräume all-
gemein 

1 Stellplatz je 40 m2 NUF1) 20 

2.2 Räume mit erheblichem Besucher-
verkehr (Schalter-, Abfertigungs- o-
der Beratungsräume, Arztpraxen 
und dergl.) 

1 Stellplatz, je 30 m2 NUF1), 
mindestens 3 Stellplätze 

75 

3. Verkaufsstätten 
  

3.1 Läden 1 Stellplatz je 40 m2 Verkaufsfläche für 
den Kundenverkehr, 
mindestens 2 Stellplätze je Laden 

75 

3.2 Waren- und Geschäftshäuser (ein-
schließlich Einkaufszentren, groß-
flächigen Einzelhandelsbetrieben) 

1 Stellplatz je 40 m2 Verkaufsfläche für 
den Kundenverkehr 

75 



Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze hiervon für 
Besucher 
in % 

4. Versammlungsstätten (außer 
Sportstätten), Kirchen 

  

4.1 Versammlungsstätten von überört-
licher Bedeutung (z.B. Theater, 
Konzerthäuser, Mehrzweckhallen) 

1 Stellplatz je 5 Sitzplätze 90 

4.2 Sonstige Versammlungsstätten 
(z.B. Lichtspieltheater, Schulaulen, 
Vortragssäle) 

1 Stellplatz je 10 Sitzplätze 90 

4.3 Kirchen 1 Stellplatz je 30 Sitzplätze 90 

5. Sportstätten 
  

5.1 Sportplätze ohne Besucherplätze 
(z.B. Trainingsplätze) 

1 Stellplatz je 300 m2 Sportfläche – 

5.2 Sportplätze und Sportstadien mit 
Besucherplätzen 

1 Stellplatz je 300 m2 Sportfläche, 
zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucher-
plätze 

– 

5.3 Turn- und Sporthallen ohne Besu-
cherplätze 

1 Stellplatz je 50 m2 Hallenflächen – 

5.4 Turn- und Sporthallen mit Besu-
cherplätzen 

1 Stellplatz je 50 m2 Hallenfläche, 
zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucher-
plätze 

– 

5.5 Freibäder und Freiluftbäder 1 Stellplatz je 300 m2 Grundstücksfläche – 

5.6 Hallenbäder ohne Besucherplätze 1 Stellplatz je 10 Kleiderablagen – 

5.7 Hallenbäder mit Besucherplätzen 1 Stellplatz je 10 Kleiderablagen, 
zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucher-
plätze 

– 

5.8 Tennisplätze, Squashanlagen o.ä. 
ohne Besucherplätze 

2 Stellplätze je Spielfeld – 

5.9 Tennisplätze, Squashanlagen o.ä. 
mit Besucherplätzen 

2 Stellplätze je Spielfeld, 
zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucher-
plätze 

– 

5.10 Minigolfplätze 6 Stellplätze je Minigolfanlage – 

5.11 Kegel- und Bowlingbahnen 4 Stellplätze je Bahn – 

5.12 Bootshäuser und Bootsliegeplätze 1 Stellplatz je 5 Boote – 

5.13 Fitnesscenter 1 Stellplatz je 40 m2 Sportfläche – 

6. Gaststätten und Beherbergungsbe-
triebe 

  

6.1 Gaststätten 1 Stellplatz je 10 m2 Gastfläche 75 

6.2 Spiel- und Automatenhallen, Bil-
lard-Salons, sonst. Vergnügungs-
stätten 

1 Stellplatz je 20 m2 NUF1), 
mindestens 3 Stellplätze 

90 

6.3 Hotels, Pensionen, Kurheime und 
andere Beherbergungsbetriebe 

1 Stellplatz je 6 Betten, 
bei Restaurationsbetrieb Zuschlag nach 
den Nrn. 6.1 oder 6.2 

75 

6.4 Jugendherbergen 1 Stellplatz je 15 Betten 75 

7. Krankenanstalten 
  

7.1 Krankenanstalten von überörtlicher 
Bedeutung 

1 Stellplatz je 4 Betten 60 

7.2 Krankenanstalten von örtlicher Be-
deutung 

1 Stellplatz je 6 Betten 60 

7.3 Sanatorien, Kuranstalten, Anstal-
ten für langfristig Kranke 

1 Stellplatz je 4 Betten 25 

7.4 Ambulanzen 1 Stellplatz je 30 m2 NUF1), 
mindestens 3 Stellplätze 

75 

8. Schulen, Einrichtungen der Ju-
gendförderung 

  

8.1 Schulen, Berufsschulen, Berufs-
fachschulen 

1 Stellplatz je Klasse, 
zusätzlich 1 Stellplatz je 10 Schüler über 
18 Jahre 

10 

8.2 Hochschulen 1 Stellplatz je 10 Studierende – 

8.3 Tageseinrichtungen für mehr als 
12 Kinder 

1 Stellplatz je 30 Kinder, 
mindestens 2 Stellplätze 

– 

8.4 Tageseinrichtungen bis zu 12 Kin-
der 

1 Stellplatz – 

8.5 Jugendfreizeitheime und dergl. 1 Stellplatz je 15 Besucherplätze – 

8.6 Berufsbildungswerke, Ausbildungs-
werkstätten und dergl. 

1 Stellplatz je 10 Auszubildende – 



Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze hiervon für 
Besucher 
in % 

9. Gewerbliche Anlagen 
  

9.1 Handwerks- und Industriebetriebe 1 Stellplatz je 70 m2 NUF1) 
oder je 3 Beschäftigte 

10 

9.2 Lagerräume, -plätze, Ausstellungs-
, Verkaufsplätze 

1 Stellplatz je 100 m2 NUF1) oder 
je 3 Beschäftigte 

– 

9.3 Kraftfahrzeugwerkstätten 6 Stellplätze je Wartungs- oder Repara-
turstand 

– 

9.4 Tankstellen Bei Einkaufsmöglichkeit über Tankstel-
lenbedarf hinaus: Zuschlag nach Nr. 3.1 
(ohne Besucheranteil) 

– 

9.5 Automatische Kfz-Waschanlagen 5 Stellplätze je Waschanlage2) – 

10. Verschiedenes 
  

10.1 Kleingartenanlagen 1 Stellplatz je 3 Kleingärten – 

10.2 Friedhöfe 1 Stellplatz je 1 500 m2 Grundstücksflä-
che, 
jedoch mindestens 10 Stellplätze 

– 

1)[Amtl. Anm.:] NUF = Nutzungsfläche nach DIN 277 

2)[Amtl. Anm.:] Zusätzlich muss ein Stauraum für mindestens 10 Kraftfahrzeuge vorhanden sein. 

Vergleich einzelner Verkehrsquellen 
 
        Stellplatzsatzung GaStellV 
Erforderliche Stpl. bei einer Vergleichsfläche 275 m² 
Nr. 2.1 Büro- und Verwaltungsräume                       9 + 2 = 11    6 
Nr. 2.2 Arztpraxen und dgl.                14 + 9 = 23     9 
 
Erforderliche Stpl. bei einer Verkaufsnutzfläche von 1.000 m² 
Nr. 3.2 Verbrauchermärkte     Beschäftigte + 100  25 
 
 
§ 13 Weitere Änderungen der bayerischen Bauordnung 
… 2. Art. 47 (Stellplätze, Verordnungsermächtigung) wird wie folgt geändert: 
 

Alte Fassung: 01.05.2019 - 30.09.2025 Neue Fassung: ab 01.10.2025 
 

 

 
 

 

 
 
Absätze 3 und 4 sind weggefallen. 

 
 
 
 



… 3. Art. 81 (Örtliche Bauvorschriften) (Ermächtigungsgrundlage) wird wie folgt geändert: 
 

Alte Fassung: 01.05.2019-30.09.2025 Neue Fassung: ab 01.10.2025 
 

 

 
… 

 
… 
 

 

 
… 

 

 
… 

 
Wesentliche Änderungen im Überblick 

 
 Anstatt der bisherigen Pflicht zur Erstellung von Stellplätzen, entweder nach Maßgabe der GaStellV 
oder nach kommunalen Stellplatzsatzungen, gibt es ab 01.10.2025 keine allgemeine Pflicht zur Erstel-
lung von Stellplätzen. Eine Pflicht besteht nur dann, wenn eine Kommune eine Stellplatzsatzung er-
lassen hat. 
 
Somit wäre eine, nach Maßgabe des Empfehlungsbeschlusses des Bau- und Umweltausschusses vom 
10.12.2024 an den Gemeinderat, geänderte Stellplatzsatzung ab dem 01.10.2025 ungültig. 
 
 Die Anzahl der notwendigen Stellplätze (wenn eine Stellplatzsatzung vorhanden ist) richtet sich 
nach den Höchstgrenzen der Anlage zur GaStellV. Lockere Regelungen sind erlaubt, sobald eine Stell-
platzsatzung aber strengere Regelungen trifft, sind diese ab 01.10.2025 nichtig. 
 
 Ausnahmen der Stellplatzpflicht gemäß Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 b) BayBO 
 
 
Aus diesem Grund soll die neue Stellplatzsatzung in Bezug auf die erforderliche Anzahl der Stellplätze 
auf die GaStellV verweisen. Mit einer Ausnahme, die eine lockere Regelung zur GaStellV darstellt: 
 - § 3 Abs. 2 der neuen Stellplatzsatzung: 
Bei Einliegerwohnungen in Einfamilienhäusern (Einzel-, Doppel- oder Reihenhäuser) kann auf den 2. 
Stellplatz verzichtet werden, wenn die Wohnfläche dieser Wohnung weniger als 40 m² beträgt 



 
Zudem zeigt sich in der Praxis, dass ein offener Stauraum von mindestens fünf Meter für seitlich 
offene und torlose Carports auf drei Meter reduziert werden könnte, ohne nachteilige Beeinflussung 
des fließenden Verkehrs oder Sichteinschränkungen bei der Ausfahrt. 
 
Zusätzlich werden die Verweise und Formulierungen aus der GaStellV übernommen, bzw. in der 
neuen Stellplatzsatzung angepasst. 
 

Auszug aus der Sitzung des Bau- und Umweltausschuss vom 10.12.2024 
 

… 
1. Ergänzung um § 5 Abs. 3 
Zwischen offenen Garagen (Carports ohne Garagentore) mit seitlich offenen Wänden und öffentlicher 
Verkehrsflächen ist ein offener Stauraum von mindestens 3 m einzuhalten. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorstehende Änderung der gemeindlichen 
Stellplatzsatzung bezüglich der Reduzierung des Stauraums bei offenen Garagen. 
 

Abstimmung:     9 : 0       
… 

 
 

Entwurf einer neuen Stellplatzsatzung für die Gemeinde Tiefenbach 
 
 

Satzung über die Herstellung von Stellplätzen und deren Ablösung 
der Gemeinde Tiefenbach 

(Stellplatzsatzung) 
vom … 

 
Aufgrund von Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) erlässt die Gemeinde Tiefen-
bach folgende Satzung: 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 

Diese Satzung gilt für das Gebiet der Gemeinde Tiefenbach, mit Ausnahme der Gemeindegebiete, für 
die verbindliche Bebauungspläne mit abweichenden Stellplatzfestsetzungen gelten. 
 

§ 2 Pflicht zur Herstellung von Stellplätzen 
 

(1) Die Verpflichtung zur Herstellung von Stellplätzen besteht, wenn eine Anlage errichtet wird, 
bei der ein Zu- oder Abfahrtsverkehr zu erwarten ist, oder wenn durch die Änderung oder Nut-
zungsänderung einer Anlage ein zusätzlicher Bedarf zu erwarten ist. 
 

(2) Gemäß Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b, 2. Halbsatz BayBO sind von dieser Pflicht ausgenommen, 
wenn sie zu Wohnzwecken erfolgen, Nutzungsänderungen, Dachgeschossausbauten und Auf-
stockungen von bestehenden Wohngebäuden. 

 
 
 
 
 
 



§ 3 Anzahl der Stellplätze 
 

(1) Die Anzahl der notwendigen Stellplätze (Stellplatzbedarf) ist gemäß § 20 GaStellV anhand der 
Anlage der Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der not-
wendigen Stellplätze (Garagen- und Stellplatzverordnung – GaStellV), in der jeweils gültigen 
Fassung, zu ermitteln. 

  
(2) Abweichend von Ziffer 1.1 der Anlage zur GaStellV kann bei Einliegerwohnungen in Einfamili-

enhäusern (Einzel-, Doppel- oder Reihenhäuser) auf den 2. Stellplatz verzichtet werden, wenn 
die Wohnfläche dieser Wohnung weniger als 40 m² beträgt. 
 

(3) Für Nutzungen, die in der Anlage zur GaStellV nicht aufgeführt sind, ist die Zahl der notwendi-
gen Stellplätze in Anlehnung an eine oder mehrere vergleichbare Nutzungen zu ermitteln. 

 
(4) Werden Anlagen verschiedenartig genutzt, so ist der Stellplatzbedarf für jede Nutzung (Ver-

kehrsquelle) getrennt zu ermitteln. Eine gegenseitige Anrechnung ist bei zeitlich ständig ge-
trennter Nutzung möglich. 
 

(5) Der Vorplatz von Garagen (Stauraum) gilt nicht als Stellplatz im Sinne dieser Satzung. 
 

(6) Stellplätze dürfen nicht auf ausgewiesenen Ladezonen sowie innerhalb von Sichtdreiecken von 
Einmündungen und Kreuzungen nachgewiesen werden. 

 
§ 4 Möglichkeiten zur Erfüllung der Stellplatzpflicht 

 
(1) Die Stellplatzverpflichtung kann erfüllt werden durch Schaffung von Stellplätzen auf dem Bau-

grundstück oder auf einem geeigneten Grundstück in der Nähe, wenn dessen Benutzung für 
diesen Zweck gegenüber dem Rechtsträger der Bauaufsichtsbehörde rechtlich gesichert ist 
(Art. 47 Abs. 1 BayBO). 
 

(2) Stellplätze dürfen auf dem Baugrundstück oder auf einem anderen Grundstück im Sinne des 
Absatzes 1 nicht errichtet werden, wenn aufgrund von Festsetzungen im Bebauungsplan auf 
dem Baugrundstück keine Stellplätze oder Garagen angelegt werden dürfen. 
 

(3) Der Stellplatznachweis kann durch Abschluss eines Ablösungsvertrages erfüllt werden, der im 
Ermessen der Gemeinde liegt. Der Ablösungsbetrag wird pauschal auf 8.000,00 € pro Stellplatz 
festgesetzt. 

 
§ 5 Ausstattung von Stellplätzen 

 
(1) Es ist eine naturgemäße und versickerungsfähige Ausführung der Zufahrten und Stellflächen 

vorzusehen; soweit wie möglich soll ein Pflasterrasen oder Ähnliches gewählt werden. Es ist 
für die Stellplatzflächen eine eigene Entwässerung vorzusehen. Die Entwässerung darf nicht 
über öffentliche Verkehrsflächen erfolgen. 
 

(2) Zwischen Garagen und öffentlicher Verkehrsflächen ist ein offener Stauraum in der erforderli-
chen Länge, bei PKWs mindestens 5 m, einzuhalten. 
 

(3) Zwischen Garagen ohne Garagentore und öffentlicher Verkehrsflächen ist ein offener 
Stauraum von mindestens 3 m einzuhalten. 

 
 
 
 
 



§ 6 Abweichungen 
 
Bei verfahrensfreien Bauvorhaben kann die Gemeinde, im Übrigen die Bauaufsichtsbehörde im Einver-
nehmen mit der Gemeinde von den Vorschriften dieser Satzung Abweichungen nach Art. 63 BayBO 
zulassen. 
 

§ 7 Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Herstellung von Stellplätzen und deren Ablösung der Ge-
meinde Tiefenbach vom 15.12.2011 außer Kraft. 

 
Tiefenbach,  
 
 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet den vorstehenden Satzungsentwurf und empfiehlt dem 
Gemeinderat, die bisherige Satzung aufzuheben und die Neufassung der gemeindlichen 
Stellplatzsatzung zu beschließen. 
 

Abstimmung:      9 : 0        
 

 
Tiefenbach, den 20.02.2025 
 
Der Vorsitzende       Der Protokollführer     
 
Im Original gez.        Im Original gez. 
 
Christian Fürst,        Christian Sommer,  
1. Bürgermeister       Leiter Bauverwaltung 
    


